
Kapitel 2Kapitel 2

Einreise und Aufenthalt im BundesgebietEinreise und Aufenthalt im Bundesgebiet

Abschnitt 1Abschnitt 1

AllgemeinesAllgemeines

§ 3 Passpflicht§ 3 Passpflicht

(1) Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten,(1) Ausländer dürfen nur in das Bundesgebiet einreisen oder sich darin aufhalten,

wenn sie einen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofernwenn sie einen anerkannten und gültigen Pass oder Passersatz besitzen, sofern

sie von der Passpflicht nicht durch Rechtsverordnung befreit sind. Für densie von der Passpflicht nicht durch Rechtsverordnung befreit sind. Für den

Aufenthalt im Bundesgebiet erfüllen sie die Passpflicht auch durch den Besitz einesAufenthalt im Bundesgebiet erfüllen sie die Passpflicht auch durch den Besitz eines

Ausweisersatzes (§ 48 Abs. 2).Ausweisersatzes (§ 48 Abs. 2).

(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm(2) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat oder die von ihm

bestimmte Stelle kann in begründeten Einzelfällen vor der Einreise des Ausländersbestimmte Stelle kann in begründeten Einzelfällen vor der Einreise des Ausländers

für den Grenzübertritt und einen anschließenden Aufenthalt von bis zu sechsfür den Grenzübertritt und einen anschließenden Aufenthalt von bis zu sechs

Monaten Ausnahmen von der Passpflicht zulassen.Monaten Ausnahmen von der Passpflicht zulassen.

§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels§ 4 Erfordernis eines Aufenthaltstitels

(1) Ausländer bedürfen für die Einreise und den Aufenthalt im Bundesgebiet eines(1) Ausländer bedürfen für die Einreise und den Aufenthalt im Bundesgebiet eines

Aufenthaltstitels, sofern nicht durch Recht der Europäischen Union oder durchAufenthaltstitels, sofern nicht durch Recht der Europäischen Union oder durch

Rechtsverordnung etwas anderes bestimmt ist oder auf Grund des AbkommensRechtsverordnung etwas anderes bestimmt ist oder auf Grund des Abkommens

vom 12. September 1963 zur Gründung einer Assoziation zwischen dervom 12. September 1963 zur Gründung einer Assoziation zwischen der

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei (BGBl. 1964 II S. 509)Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Türkei (BGBl. 1964 II S. 509)

(Assoziationsabkommen EWG/Türkei) ein Aufenthaltsrecht besteht. Die(Assoziationsabkommen EWG/Türkei) ein Aufenthaltsrecht besteht. Die

Aufenthaltstitel werden erteilt alsAufenthaltstitel werden erteilt als

1. Visum im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3,1. Visum im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3,

2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7),2. Aufenthaltserlaubnis (§ 7),

2a. Blaue Karte EU (§ 18b Absatz 2),2a. Blaue Karte EU (§ 18b Absatz 2),

2b. ICT-Karte (§ 19),2b. ICT-Karte (§ 19),

2c. Mobiler-ICT-Karte (§ 19b),2c. Mobiler-ICT-Karte (§ 19b),

3. Niederlassungserlaubnis (§ 9) oder3. Niederlassungserlaubnis (§ 9) oder

4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU (§ 9a).4. Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU (§ 9a).

Die für die Aufenthaltserlaubnis geltenden Rechtsvorschriften werden auch auf dieDie für die Aufenthaltserlaubnis geltenden Rechtsvorschriften werden auch auf die

Blaue Karte EU, die ICT-Karte und die Mobiler-ICT-Karte angewandt, sofern durchBlaue Karte EU, die ICT-Karte und die Mobiler-ICT-Karte angewandt, sofern durch

Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist.



(2) Ein Ausländer, dem nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein(2) Ein Ausländer, dem nach dem Assoziationsabkommen EWG/Türkei ein

Aufenthaltsrecht zusteht, ist verpflichtet, das Bestehen des Aufenthaltsrechts durchAufenthaltsrecht zusteht, ist verpflichtet, das Bestehen des Aufenthaltsrechts durch

den Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen, sofern er weder eineden Besitz einer Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen, sofern er weder eine

Niederlassungserlaubnis noch eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt.Niederlassungserlaubnis noch eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt.

Die Aufenthaltserlaubnis wird auf Antrag ausgestellt.Die Aufenthaltserlaubnis wird auf Antrag ausgestellt.

§ 4a Zugang zur Erwerbstätigkeit§ 4a Zugang zur Erwerbstätigkeit

(1) Ausländer, die einen Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine Erwerbstätigkeit(1) Ausländer, die einen Aufenthaltstitel besitzen, dürfen eine Erwerbstätigkeit

ausüben, es sei denn, ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit kannausüben, es sei denn, ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Die Erwerbstätigkeit kann

durch Gesetz beschränkt sein. Die Ausübung einer über das Verbot oder diedurch Gesetz beschränkt sein. Die Ausübung einer über das Verbot oder die

Beschränkung hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der Erlaubnis.Beschränkung hinausgehenden Erwerbstätigkeit bedarf der Erlaubnis.

(2) Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder beschränkt(2) Sofern die Ausübung einer Beschäftigung gesetzlich verboten oder beschränkt

ist, bedarf die Ausübung einer Beschäftigung oder einer über die Beschränkungist, bedarf die Ausübung einer Beschäftigung oder einer über die Beschränkung

hinausgehenden Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt derhinausgehenden Beschäftigung der Erlaubnis; diese kann dem Vorbehalt der

Zustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 unterliegen. DieZustimmung durch die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 unterliegen. Die

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt erteilt werden. BedarfZustimmung der Bundesagentur für Arbeit kann beschränkt erteilt werden. Bedarf

die Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, gilt § 40 Absatzdie Erlaubnis nicht der Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit, gilt § 40 Absatz

2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis entsprechend.2 oder Absatz 3 für die Versagung der Erlaubnis entsprechend.

(3) Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer(3) Jeder Aufenthaltstitel muss erkennen lassen, ob die Ausübung einer

Erwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschränkungen unterliegt. Zudem müssenErwerbstätigkeit erlaubt ist und ob sie Beschränkungen unterliegt. Zudem müssen

Beschränkungen seitens der Bundesagentur für Arbeit für die Ausübung derBeschränkungen seitens der Bundesagentur für Arbeit für die Ausübung der

Beschäftigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. Für die Änderung einerBeschäftigung in den Aufenthaltstitel übernommen werden. Für die Änderung einer

Beschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Erlaubnis erforderlich. Wurde einBeschränkung im Aufenthaltstitel ist eine Erlaubnis erforderlich. Wurde ein

Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer bestimmten Beschäftigung erteilt,Aufenthaltstitel zum Zweck der Ausübung einer bestimmten Beschäftigung erteilt,

ist die Ausübung einer anderen Erwerbstätigkeit verboten, solange und soweit dieist die Ausübung einer anderen Erwerbstätigkeit verboten, solange und soweit die

zuständige Behörde die Ausübung der anderen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt hat.zuständige Behörde die Ausübung der anderen Erwerbstätigkeit nicht erlaubt hat.

Die Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund einesDie Sätze 2 und 3 gelten nicht, wenn sich der Arbeitgeber auf Grund eines

Betriebsübergangs nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ändert oder aufBetriebsübergangs nach § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs ändert oder auf

Grund eines Formwechsels eine andere Rechtsform erhält.Grund eines Formwechsels eine andere Rechtsform erhält.

(4) Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf eine(4) Ein Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf eine

Saisonbeschäftigung nur ausüben, wenn er eine Arbeitserlaubnis zum Zweck derSaisonbeschäftigung nur ausüben, wenn er eine Arbeitserlaubnis zum Zweck der

Saisonbeschäftigung besitzt, sowie eine andere Erwerbstätigkeit nur ausüben,Saisonbeschäftigung besitzt, sowie eine andere Erwerbstätigkeit nur ausüben,

wenn er auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes oderwenn er auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines Gesetzes oder

einer Rechtsverordnung ohne Aufenthaltstitel hierzu berechtigt ist oder dereneiner Rechtsverordnung ohne Aufenthaltstitel hierzu berechtigt ist oder deren

Ausübung ihm durch die zuständige Behörde erlaubt wurde.Ausübung ihm durch die zuständige Behörde erlaubt wurde.

(5) Ein Ausländer darf nur beschäftigt oder mit anderen entgeltlichen Dienst- oder(5) Ein Ausländer darf nur beschäftigt oder mit anderen entgeltlichen Dienst- oder



Werkleistungen beauftragt werden, wenn er einen Aufenthaltstitel besitzt und keinWerkleistungen beauftragt werden, wenn er einen Aufenthaltstitel besitzt und kein

diesbezügliches Verbot oder keine diesbezügliche Beschränkung besteht. Eindiesbezügliches Verbot oder keine diesbezügliche Beschränkung besteht. Ein

Ausländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf nur unter den VoraussetzungenAusländer, der keinen Aufenthaltstitel besitzt, darf nur unter den Voraussetzungen

des Absatzes 4 beschäftigt werden. Wer im Bundesgebiet einen Ausländerdes Absatzes 4 beschäftigt werden. Wer im Bundesgebiet einen Ausländer

beschäftigt, mussbeschäftigt, muss

1. prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 1 oder Satz 2 vorliegen,1. prüfen, ob die Voraussetzungen nach Satz 1 oder Satz 2 vorliegen,

2. für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des Aufenthaltstitels, der2. für die Dauer der Beschäftigung eine Kopie des Aufenthaltstitels, der

Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung oder der Bescheinigung überArbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung oder der Bescheinigung über

die Aufenthaltsgestattung oder über die Aussetzung der Abschiebung desdie Aufenthaltsgestattung oder über die Aussetzung der Abschiebung des

Ausländers in elektronischer Form oder in Papierform aufbewahren undAusländers in elektronischer Form oder in Papierform aufbewahren und

3. der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von vier Wochen ab Kenntnis3. der zuständigen Ausländerbehörde innerhalb von vier Wochen ab Kenntnis

mitteilen, dass die Beschäftigung, für die ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2mitteilen, dass die Beschäftigung, für die ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2

Abschnitt 4 erteilt wurde, vorzeitig beendet wurde.Abschnitt 4 erteilt wurde, vorzeitig beendet wurde.

Satz 3 Nummer 1 gilt auch für denjenigen, der einen Ausländer mit nachhaltigenSatz 3 Nummer 1 gilt auch für denjenigen, der einen Ausländer mit nachhaltigen

entgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer aufentgeltlichen Dienst- oder Werkleistungen beauftragt, die der Ausländer auf

Gewinnerzielung gerichtet ausübt.Gewinnerzielung gerichtet ausübt.

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen

(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass

1. der Lebensunterhalt gesichert ist,1. der Lebensunterhalt gesichert ist,

1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt

ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,

2. kein Ausweisungsinteresse besteht,2. kein Ausweisungsinteresse besteht,

3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der Aufenthalt3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der Aufenthalt

des Ausländers nicht aus einem sonstigen Grund Interessen der Bundesrepublikdes Ausländers nicht aus einem sonstigen Grund Interessen der Bundesrepublik

Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet undDeutschland beeinträchtigt oder gefährdet und

4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird.4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird.

(2) Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte(2) Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte

EU, einer ICT-Karte, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zumEU, einer ICT-Karte, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis zum

Daueraufenthalt – EU voraus, dass der AusländerDaueraufenthalt – EU voraus, dass der Ausländer

1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und

2. die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im Visumantrag gemacht2. die für die Erteilung maßgeblichen Angaben bereits im Visumantrag gemacht

hat.hat.



Hiervon kann abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen eines Anspruchs aufHiervon kann abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen eines Anspruchs auf

Erteilung erfüllt sind oder es auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls nichtErteilung erfüllt sind oder es auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalls nicht

zumutbar ist, das Visumverfahren nachzuholen. Satz 2 gilt nicht für die Erteilungzumutbar ist, das Visumverfahren nachzuholen. Satz 2 gilt nicht für die Erteilung

einer ICT-Karte.einer ICT-Karte.

(3) In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 oder § 25 Absatz 1(3) In den Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 24 oder § 25 Absatz 1

bis 3 ist von der Anwendung der Absätze 1 und 2, in den Fällen des § 25 Absatz 4abis 3 ist von der Anwendung der Absätze 1 und 2, in den Fällen des § 25 Absatz 4a

und 4b von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2und 4b von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2

abzusehen. In den übrigen Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitelabzusehen. In den übrigen Fällen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel

2 Abschnitt 5 kann von der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen werden.2 Abschnitt 5 kann von der Anwendung der Absätze 1 und 2 abgesehen werden.

Wird von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 abgesehen, kann dieWird von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 abgesehen, kann die

Ausländerbehörde darauf hinweisen, dass eine Ausweisung wegen einzeln zuAusländerbehörde darauf hinweisen, dass eine Ausweisung wegen einzeln zu

bezeichnender Ausweisungsinteressen, die Gegenstand eines noch nichtbezeichnender Ausweisungsinteressen, die Gegenstand eines noch nicht

abgeschlossenen Straf- oder anderen Verfahrens sind, möglich ist. In den Fällenabgeschlossenen Straf- oder anderen Verfahrens sind, möglich ist. In den Fällen

der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 26 Absatz 3 ist von der Anwendung desder Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 26 Absatz 3 ist von der Anwendung des

Absatzes 2 abzusehen.Absatzes 2 abzusehen.

(4) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels ist zu versagen, wenn ein(4) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels ist zu versagen, wenn ein

Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 besteht oderAusweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 besteht oder

eine Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen wurde.eine Abschiebungsanordnung nach § 58a erlassen wurde.

§ 6 Visum§ 6 Visum

(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 810/2009(1) Einem Ausländer können nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 810/2009

folgende Visa erteilt werden:folgende Visa erteilt werden:

1. ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten1. ein Visum für die Durchreise durch das Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten

oder für geplante Aufenthalte in diesem Gebiet von bis zu 90 Tagen je Zeitraum vonoder für geplante Aufenthalte in diesem Gebiet von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von

180 Tagen (Schengen-Visum),180 Tagen (Schengen-Visum),

2. ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch die internationalen2. ein Flughafentransitvisum für die Durchreise durch die internationalen

Transitzonen der Flughäfen.Transitzonen der Flughäfen.

(2) Schengen-Visa können nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 bis zu(2) Schengen-Visa können nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 810/2009 bis zu

einer Gesamtaufenthaltsdauer von 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen verlängerteiner Gesamtaufenthaltsdauer von 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen verlängert

werden. Für weitere 90 Tage innerhalb des betreffenden Zeitraums von 180 Tagenwerden. Für weitere 90 Tage innerhalb des betreffenden Zeitraums von 180 Tagen

kann ein Schengen-Visum aus den in Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr.kann ein Schengen-Visum aus den in Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr.

810/2009/EG genannten Gründen, zur Wahrung politischer Interessen der810/2009/EG genannten Gründen, zur Wahrung politischer Interessen der

Bundesrepublik Deutschland oder aus völkerrechtlichen Gründen als nationalesBundesrepublik Deutschland oder aus völkerrechtlichen Gründen als nationales

Visum verlängert werden.Visum verlängert werden.

(2a) Schengen-Visa berechtigen nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, es sei(2a) Schengen-Visa berechtigen nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, es sei

denn, sie wurden zum Zweck der Erwerbstätigkeit erteilt.denn, sie wurden zum Zweck der Erwerbstätigkeit erteilt.



(3) Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für das Bundesgebiet (nationales(3) Für längerfristige Aufenthalte ist ein Visum für das Bundesgebiet (nationales

Visum) erforderlich, das vor der Einreise erteilt wird. Die Erteilung richtet sich nachVisum) erforderlich, das vor der Einreise erteilt wird. Die Erteilung richtet sich nach

den für die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue Karte EU, die ICT-Karte, dieden für die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue Karte EU, die ICT-Karte, die

Niederlassungserlaubnis und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU geltendenNiederlassungserlaubnis und die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU geltenden

Vorschriften. Die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts mit einem nationalen VisumVorschriften. Die Dauer des rechtmäßigen Aufenthalts mit einem nationalen Visum

wird auf die Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, Blauen Karte EU,wird auf die Zeiten des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis, Blauen Karte EU,

Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU angerechnet.Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU angerechnet.

(4) Ein Ausnahme-Visum im Sinne des § 14 Absatz 2 wird als Visum im Sinne des(4) Ein Ausnahme-Visum im Sinne des § 14 Absatz 2 wird als Visum im Sinne des

Absatzes 1 Nummer 1 oder des Absatzes 3 erteilt.Absatzes 1 Nummer 1 oder des Absatzes 3 erteilt.

§ 7 Aufenthaltserlaubnis§ 7 Aufenthaltserlaubnis

(1) Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. Sie wird zu den in(1) Die Aufenthaltserlaubnis ist ein befristeter Aufenthaltstitel. Sie wird zu den in

den nachfolgenden Abschnitten genannten Aufenthaltszwecken erteilt. Inden nachfolgenden Abschnitten genannten Aufenthaltszwecken erteilt. In

begründeten Fällen kann eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen von diesembegründeten Fällen kann eine Aufenthaltserlaubnis auch für einen von diesem

Gesetz nicht vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden. DieGesetz nicht vorgesehenen Aufenthaltszweck erteilt werden. Die

Aufenthaltserlaubnis nach Satz 3 berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; sie kannAufenthaltserlaubnis nach Satz 3 berechtigt nicht zur Erwerbstätigkeit; sie kann

nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.nach § 4a Absatz 1 erlaubt werden.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis ist unter Berücksichtigung des beabsichtigten(2) Die Aufenthaltserlaubnis ist unter Berücksichtigung des beabsichtigten

Aufenthaltszwecks zu befristen. Ist eine für die Erteilung, die Verlängerung oder dieAufenthaltszwecks zu befristen. Ist eine für die Erteilung, die Verlängerung oder die

Bestimmung der Geltungsdauer wesentliche Voraussetzung entfallen, so kann dieBestimmung der Geltungsdauer wesentliche Voraussetzung entfallen, so kann die

Frist auch nachträglich verkürzt werden.Frist auch nachträglich verkürzt werden.

§ 8 Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis§ 8 Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis

(1) Auf die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis finden dieselben Vorschriften(1) Auf die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis finden dieselben Vorschriften

Anwendung wie auf die Erteilung.Anwendung wie auf die Erteilung.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis kann in der Regel nicht verlängert werden, wenn die(2) Die Aufenthaltserlaubnis kann in der Regel nicht verlängert werden, wenn die

zuständige Behörde dies bei einem seiner Zweckbestimmung nach nurzuständige Behörde dies bei einem seiner Zweckbestimmung nach nur

vorübergehenden Aufenthalt bei der Erteilung oder der zuletzt erfolgtenvorübergehenden Aufenthalt bei der Erteilung oder der zuletzt erfolgten

Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen hat.Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen hat.

(3) Vor der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ist festzustellen, ob der(3) Vor der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ist festzustellen, ob der

Ausländer einer etwaigen Pflicht zur ordnungsgemäßen Teilnahme amAusländer einer etwaigen Pflicht zur ordnungsgemäßen Teilnahme am

Integrationskurs nachgekommen ist. Verletzt ein Ausländer seine VerpflichtungIntegrationskurs nachgekommen ist. Verletzt ein Ausländer seine Verpflichtung

nach § 44a Abs. 1 Satz 1 zur ordnungsgemäßen Teilnahme an einemnach § 44a Abs. 1 Satz 1 zur ordnungsgemäßen Teilnahme an einem

Integrationskurs, ist dies bei der Entscheidung über die Verlängerung derIntegrationskurs, ist dies bei der Entscheidung über die Verlängerung der

Aufenthaltserlaubnis zu berücksichtigen. Besteht kein Anspruch auf Erteilung derAufenthaltserlaubnis zu berücksichtigen. Besteht kein Anspruch auf Erteilung der

Aufenthaltserlaubnis, soll bei wiederholter und gröblicher Verletzung der PflichtenAufenthaltserlaubnis, soll bei wiederholter und gröblicher Verletzung der Pflichten

nach Satz 1 die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt werden. Bestehtnach Satz 1 die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt werden. Besteht



ein Anspruch auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nur nach diesem Gesetz,ein Anspruch auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nur nach diesem Gesetz,

kann die Verlängerung abgelehnt werden, es sei denn, der Ausländer erbringt denkann die Verlängerung abgelehnt werden, es sei denn, der Ausländer erbringt den

Nachweis, dass seine Integration in das gesellschaftliche und soziale LebenNachweis, dass seine Integration in das gesellschaftliche und soziale Leben

anderweitig erfolgt ist. Bei der Entscheidung sind die Dauer des rechtmäßigenanderweitig erfolgt ist. Bei der Entscheidung sind die Dauer des rechtmäßigen

Aufenthalts, schutzwürdige Bindung des Ausländers an das Bundesgebiet und dieAufenthalts, schutzwürdige Bindung des Ausländers an das Bundesgebiet und die

Folgen einer Aufenthaltsbeendigung für seine rechtmäßig im BundesgebietFolgen einer Aufenthaltsbeendigung für seine rechtmäßig im Bundesgebiet

lebenden Familienangehörigen zu berücksichtigen. War oder ist ein Ausländer zurlebenden Familienangehörigen zu berücksichtigen. War oder ist ein Ausländer zur

Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 44a Absatz 1 Satz 1 verpflichtet, sollTeilnahme an einem Integrationskurs nach § 44a Absatz 1 Satz 1 verpflichtet, soll

die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis jeweils auf höchstens ein Jahr befristetdie Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis jeweils auf höchstens ein Jahr befristet

werden, solange er den Integrationskurs noch nicht erfolgreich abgeschlossen oderwerden, solange er den Integrationskurs noch nicht erfolgreich abgeschlossen oder

noch nicht den Nachweis erbracht hat, dass seine Integration in dasnoch nicht den Nachweis erbracht hat, dass seine Integration in das

gesellschaftliche und soziale Leben anderweitig erfolgt ist.gesellschaftliche und soziale Leben anderweitig erfolgt ist.

(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden auf die Verlängerung einer nach § 25 Absatz 1, 2(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden auf die Verlängerung einer nach § 25 Absatz 1, 2

oder Absatz 3 erteilten Aufenthaltserlaubnis.oder Absatz 3 erteilten Aufenthaltserlaubnis.

§ 9 Niederlassungserlaubnis§ 9 Niederlassungserlaubnis

(1) Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie kann nur(1) Die Niederlassungserlaubnis ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. Sie kann nur

in den durch dieses Gesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen mit einerin den durch dieses Gesetz ausdrücklich zugelassenen Fällen mit einer

Nebenbestimmung versehen werden. § 47 bleibt unberührt.Nebenbestimmung versehen werden. § 47 bleibt unberührt.

(2) Einem Ausländer ist die Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn(2) Einem Ausländer ist die Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn

1. er seit fünf Jahren die Aufenthaltserlaubnis besitzt,1. er seit fünf Jahren die Aufenthaltserlaubnis besitzt,

2. sein Lebensunterhalt gesichert ist,2. sein Lebensunterhalt gesichert ist,

3. er mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur3. er mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur

gesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einengesetzlichen Rentenversicherung geleistet hat oder Aufwendungen für einen

Anspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oderAnspruch auf vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder

Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist;Versorgungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens nachweist;

berufliche Ausfallzeiten auf Grund von Kinderbetreuung oder häuslicher Pflegeberufliche Ausfallzeiten auf Grund von Kinderbetreuung oder häuslicher Pflege

werden entsprechend angerechnet,werden entsprechend angerechnet,

4. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung der4. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung der

Schwere oder der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder OrdnungSchwere oder der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung

oder der vom Ausländer ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Daueroder der vom Ausländer ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Dauer

des bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im Bundesgebietdes bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im Bundesgebiet

nicht entgegenstehen,nicht entgegenstehen,

5. ihm die Beschäftigung erlaubt ist, sofern er Arbeitnehmer ist,5. ihm die Beschäftigung erlaubt ist, sofern er Arbeitnehmer ist,

6. er im Besitz der sonstigen für eine dauernde Ausübung seiner Erwerbstätigkeit6. er im Besitz der sonstigen für eine dauernde Ausübung seiner Erwerbstätigkeit



erforderlichen Erlaubnisse ist,erforderlichen Erlaubnisse ist,

7. er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,7. er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,

8. er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der8. er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der

Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt undLebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt und

9. er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in häuslicher9. er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.

Die Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 7 und 8 sind nachgewiesen, wenn einDie Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 7 und 8 sind nachgewiesen, wenn ein

Integrationskurs erfolgreich abgeschlossen wurde. Von diesen VoraussetzungenIntegrationskurs erfolgreich abgeschlossen wurde. Von diesen Voraussetzungen

wird abgesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oderwird abgesehen, wenn der Ausländer sie wegen einer körperlichen, geistigen oder

seelischen Krankheit oder Behinderung nicht erfüllen kann. Im Übrigen kann zurseelischen Krankheit oder Behinderung nicht erfüllen kann. Im Übrigen kann zur

Vermeidung einer Härte von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 7 und 8Vermeidung einer Härte von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 7 und 8

abgesehen werden. Ferner wird davon abgesehen, wenn der Ausländer sich aufabgesehen werden. Ferner wird davon abgesehen, wenn der Ausländer sich auf

einfache Art in deutscher Sprache mündlich verständigen kann und er nach § 44einfache Art in deutscher Sprache mündlich verständigen kann und er nach § 44

Abs. 3 Nr. 2 keinen Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs hatte oder er nachAbs. 3 Nr. 2 keinen Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs hatte oder er nach

§ 44a Abs. 2 Nr. 3 nicht zur Teilnahme am Integrationskurs verpflichtet war.§ 44a Abs. 2 Nr. 3 nicht zur Teilnahme am Integrationskurs verpflichtet war.

Darüber hinaus wird von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 und 3Darüber hinaus wird von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nr. 2 und 3

abgesehen, wenn der Ausländer diese aus den in Satz 3 genannten Gründen nichtabgesehen, wenn der Ausländer diese aus den in Satz 3 genannten Gründen nicht

erfüllen kann.erfüllen kann.

(3) Bei Ehegatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, genügt es, wenn die(3) Bei Ehegatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, genügt es, wenn die

Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3, 5 und 6 durch einen Ehegatten erfülltVoraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3, 5 und 6 durch einen Ehegatten erfüllt

werden. Von der Voraussetzung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 wird abgesehen, wennwerden. Von der Voraussetzung nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 wird abgesehen, wenn

sich der Ausländer in einer Ausbildung befindet, die zu einem anerkanntensich der Ausländer in einer Ausbildung befindet, die zu einem anerkannten

schulischen oder beruflichen Bildungsabschluss oder einem Hochschulabschlussschulischen oder beruflichen Bildungsabschluss oder einem Hochschulabschluss

führt. Satz 1 gilt in den Fällen des § 26 Abs. 4 entsprechend.führt. Satz 1 gilt in den Fällen des § 26 Abs. 4 entsprechend.

(4) Auf die für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis erforderlichen Zeiten(4) Auf die für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis erforderlichen Zeiten

des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis werden folgende Zeiten angerechnet:des Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis werden folgende Zeiten angerechnet:

1. die Zeit des früheren Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis oder1. die Zeit des früheren Besitzes einer Aufenthaltserlaubnis oder

Niederlassungserlaubnis, wenn der Ausländer zum Zeitpunkt seiner Ausreise imNiederlassungserlaubnis, wenn der Ausländer zum Zeitpunkt seiner Ausreise im

Besitz einer Niederlassungserlaubnis war, abzüglich der Zeit der dazwischenBesitz einer Niederlassungserlaubnis war, abzüglich der Zeit der dazwischen

liegenden Aufenthalte außerhalb des Bundesgebiets, die zum Erlöschen derliegenden Aufenthalte außerhalb des Bundesgebiets, die zum Erlöschen der

Niederlassungserlaubnis führten; angerechnet werden höchstens vier Jahre,Niederlassungserlaubnis führten; angerechnet werden höchstens vier Jahre,

2. höchstens sechs Monate für jeden Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets, der2. höchstens sechs Monate für jeden Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets, der

nicht zum Erlöschen der Aufenthaltserlaubnis führte,nicht zum Erlöschen der Aufenthaltserlaubnis führte,

3. die Zeit eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums oder der3. die Zeit eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums oder der



Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte.Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte.

§ 9a Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU§ 9a Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU

(1) Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. §(1) Die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU ist ein unbefristeter Aufenthaltstitel. §

9 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Soweit dieses Gesetz nichts anderes9 Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Soweit dieses Gesetz nichts anderes

regelt, ist die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU der Niederlassungserlaubnisregelt, ist die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU der Niederlassungserlaubnis

gleichgestellt.gleichgestellt.

(2) Einem Ausländer ist eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach Artikel 2(2) Einem Ausländer ist eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU nach Artikel 2

Buchstabe b der Richtlinie 2003/109/EG zu erteilen, wennBuchstabe b der Richtlinie 2003/109/EG zu erteilen, wenn

1. er sich seit fünf Jahren mit Aufenthaltstitel im Bundesgebiet aufhält,1. er sich seit fünf Jahren mit Aufenthaltstitel im Bundesgebiet aufhält,

2. sein Lebensunterhalt und derjenige seiner Angehörigen, denen er Unterhalt zu2. sein Lebensunterhalt und derjenige seiner Angehörigen, denen er Unterhalt zu

leisten hat, durch feste und regelmäßige Einkünfte gesichert ist,leisten hat, durch feste und regelmäßige Einkünfte gesichert ist,

3. er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,3. er über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,

4. er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der4. er über Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der

Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,Lebensverhältnisse im Bundesgebiet verfügt,

5. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung der5. Gründe der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung unter Berücksichtigung der

Schwere oder der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder OrdnungSchwere oder der Art des Verstoßes gegen die öffentliche Sicherheit oder Ordnung

oder der vom Ausländer ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Daueroder der vom Ausländer ausgehenden Gefahr unter Berücksichtigung der Dauer

des bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im Bundesgebietdes bisherigen Aufenthalts und dem Bestehen von Bindungen im Bundesgebiet

nicht entgegenstehen undnicht entgegenstehen und

6. er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in familiärer6. er über ausreichenden Wohnraum für sich und seine mit ihm in familiärer

Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen verfügt.

Für Satz 1 Nr. 3 und 4 gilt § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.Für Satz 1 Nr. 3 und 4 gilt § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 5 entsprechend.

(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Ausländer(3) Absatz 2 ist nicht anzuwenden, wenn der Ausländer

1. einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzt, der nicht auf Grund des § 23 Abs.1. einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzt, der nicht auf Grund des § 23 Abs.

2 erteilt wurde, oder eine vergleichbare Rechtsstellung in einem anderen2 erteilt wurde, oder eine vergleichbare Rechtsstellung in einem anderen

Mitgliedstaat der Europäischen Union innehat und weder in der BundesrepublikMitgliedstaat der Europäischen Union innehat und weder in der Bundesrepublik

Deutschland noch in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union alsDeutschland noch in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union als

international Schutzberechtigter anerkannt ist; Gleiches gilt, wenn er einen solcheninternational Schutzberechtigter anerkannt ist; Gleiches gilt, wenn er einen solchen

Titel oder eine solche Rechtsstellung beantragt hat und über den Antrag noch nichtTitel oder eine solche Rechtsstellung beantragt hat und über den Antrag noch nicht

abschließend entschieden worden ist,abschließend entschieden worden ist,

2. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union einen Antrag auf Anerkennung2. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union einen Antrag auf Anerkennung

als international Schutzberechtigter gestellt oder vorübergehenden Schutz im Sinneals international Schutzberechtigter gestellt oder vorübergehenden Schutz im Sinne

des § 24 beantragt hat und über seinen Antrag noch nicht abschließenddes § 24 beantragt hat und über seinen Antrag noch nicht abschließend



entschieden worden ist,entschieden worden ist,

3. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union eine Rechtsstellung3. in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union eine Rechtsstellung

besitzt, die der in § 1 Abs. 2 Nr. 2 beschriebenen entspricht,besitzt, die der in § 1 Abs. 2 Nr. 2 beschriebenen entspricht,

4. sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a oder § 16b oder4. sich mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 16a oder § 16b oder

5. sich zu einem sonstigen seiner Natur nach vorübergehenden Zweck im5. sich zu einem sonstigen seiner Natur nach vorübergehenden Zweck im

Bundesgebiet aufhält, insbesondereBundesgebiet aufhält, insbesondere

a) auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 19c, wenn die Befristung dera) auf Grund einer Aufenthaltserlaubnis nach § 19c, wenn die Befristung der

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit auf einer Verordnung nach § 42 Abs. 1Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit auf einer Verordnung nach § 42 Abs. 1

bestimmten Höchstbeschäftigungsdauer beruht,bestimmten Höchstbeschäftigungsdauer beruht,

b) wenn die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 8 Abs. 2b) wenn die Verlängerung seiner Aufenthaltserlaubnis nach § 8 Abs. 2

ausgeschlossen wurde oderausgeschlossen wurde oder

c) wenn seine Aufenthaltserlaubnis der Herstellung oder Wahrung der familiärenc) wenn seine Aufenthaltserlaubnis der Herstellung oder Wahrung der familiären

Lebensgemeinschaft mit einem Ausländer dient, der sich selbst nur zu einem seinerLebensgemeinschaft mit einem Ausländer dient, der sich selbst nur zu einem seiner

Natur nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, und bei einerNatur nach vorübergehenden Zweck im Bundesgebiet aufhält, und bei einer

Aufhebung der Lebensgemeinschaft kein eigenständiges AufenthaltsrechtAufhebung der Lebensgemeinschaft kein eigenständiges Aufenthaltsrecht

entstehen würde.entstehen würde.

§ 9b Anrechnung von Aufenthaltszeiten§ 9b Anrechnung von Aufenthaltszeiten

(1) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden folgende(1) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 werden folgende

Zeiten angerechnet:Zeiten angerechnet:

1. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets, in denen der Ausländer1. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets, in denen der Ausländer

einen Aufenthaltstitel besaß undeinen Aufenthaltstitel besaß und

a) sich wegen einer Entsendung aus beruflichen Gründen im Ausland aufgehaltena) sich wegen einer Entsendung aus beruflichen Gründen im Ausland aufgehalten

hat, soweit deren Dauer jeweils sechs Monate oder eine von der Ausländerbehördehat, soweit deren Dauer jeweils sechs Monate oder eine von der Ausländerbehörde

nach § 51 Abs. 1 Nr. 7 bestimmte längere Frist nicht überschritten hat, odernach § 51 Abs. 1 Nr. 7 bestimmte längere Frist nicht überschritten hat, oder

b) die Zeiten sechs aufeinanderfolgende Monate und innerhalb des in § 9a Abs. 2b) die Zeiten sechs aufeinanderfolgende Monate und innerhalb des in § 9a Abs. 2

Satz 1 Nr. 1 genannten Zeitraums insgesamt zehn Monate nicht überschreiten,Satz 1 Nr. 1 genannten Zeitraums insgesamt zehn Monate nicht überschreiten,

2. Zeiten eines früheren Aufenthalts im Bundesgebiet mit Aufenthaltserlaubnis,2. Zeiten eines früheren Aufenthalts im Bundesgebiet mit Aufenthaltserlaubnis,

Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU, wenn derNiederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU, wenn der

Ausländer zum Zeitpunkt seiner Ausreise im Besitz einer NiederlassungserlaubnisAusländer zum Zeitpunkt seiner Ausreise im Besitz einer Niederlassungserlaubnis

oder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU war und dieoder einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU war und die

Niederlassungserlaubnis oder die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU alleinNiederlassungserlaubnis oder die Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU allein

wegen eines Aufenthalts außerhalb von Mitgliedstaaten der Europäischen Unionwegen eines Aufenthalts außerhalb von Mitgliedstaaten der Europäischen Union

oder wegen des Erwerbs der Rechtsstellung eines langfristigoder wegen des Erwerbs der Rechtsstellung eines langfristig



Aufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen UnionAufenthaltsberechtigten in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union

erloschen ist, bis zu höchstens vier Jahre,erloschen ist, bis zu höchstens vier Jahre,

3. Zeiten, in denen der Ausländer freizügigkeitsberechtigt war,3. Zeiten, in denen der Ausländer freizügigkeitsberechtigt war,

4. Zeiten eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums oder der4. Zeiten eines rechtmäßigen Aufenthalts zum Zweck des Studiums oder der

Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte,Berufsausbildung im Bundesgebiet zur Hälfte,

5. bei international Schutzberechtigten der Zeitraum zwischen dem Tag der5. bei international Schutzberechtigten der Zeitraum zwischen dem Tag der

Beantragung internationalen Schutzes und dem Tag der Erteilung eines aufgrundBeantragung internationalen Schutzes und dem Tag der Erteilung eines aufgrund

der Zuerkennung internationalen Schutzes gewährten Aufenthaltstitels.der Zuerkennung internationalen Schutzes gewährten Aufenthaltstitels.

Nicht angerechnet werden Zeiten eines Aufenthalts nach § 9a Abs. 3 Nr. 5 undNicht angerechnet werden Zeiten eines Aufenthalts nach § 9a Abs. 3 Nr. 5 und

Zeiten des Aufenthalts, in denen der Ausländer auch die Voraussetzungen des § 9aZeiten des Aufenthalts, in denen der Ausländer auch die Voraussetzungen des § 9a

Abs. 3 Nr. 3 erfüllte. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des BundesgebietsAbs. 3 Nr. 3 erfüllte. Zeiten eines Aufenthalts außerhalb des Bundesgebiets

unterbrechen den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht, wenn derunterbrechen den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht, wenn der

Aufenthalt außerhalb des Bundesgebiets nicht zum Erlöschen des AufenthaltstitelsAufenthalt außerhalb des Bundesgebiets nicht zum Erlöschen des Aufenthaltstitels

geführt hat; diese Zeiten werden bei der Bestimmung der Gesamtdauer desgeführt hat; diese Zeiten werden bei der Bestimmung der Gesamtdauer des

Aufenthalts nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht angerechnet. In allen übrigen FällenAufenthalts nach § 9a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 nicht angerechnet. In allen übrigen Fällen

unterbricht die Ausreise aus dem Bundesgebiet den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2unterbricht die Ausreise aus dem Bundesgebiet den Aufenthalt nach § 9a Abs. 2

Satz 1 Nr. 1.Satz 1 Nr. 1.

(2) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die(2) Auf die erforderlichen Zeiten nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die

Zeiten angerechnet, in denen der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt, die vonZeiten angerechnet, in denen der Ausländer eine Blaue Karte EU besitzt, die von

einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilt wurde, wenn sich dereinem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erteilt wurde, wenn sich der

AusländerAusländer

1. in diesem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union mit einer Blauen Karte1. in diesem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union mit einer Blauen Karte

EU mindestens 18 Monate aufgehalten hat undEU mindestens 18 Monate aufgehalten hat und

2. bei Antragstellung seit mindestens zwei Jahren als Inhaber der Blauen Karte EU2. bei Antragstellung seit mindestens zwei Jahren als Inhaber der Blauen Karte EU

im Bundesgebiet aufhält.im Bundesgebiet aufhält.

Nicht angerechnet werden Zeiten, in denen sich der Ausländer nicht in derNicht angerechnet werden Zeiten, in denen sich der Ausländer nicht in der

Europäischen Union aufgehalten hat. Diese Zeiten unterbrechen jedoch denEuropäischen Union aufgehalten hat. Diese Zeiten unterbrechen jedoch den

Aufenthalt nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, wenn sie zwölfAufenthalt nach § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht, wenn sie zwölf

aufeinanderfolgende Monate nicht überschreiten und innerhalb des Zeitraums nachaufeinanderfolgende Monate nicht überschreiten und innerhalb des Zeitraums nach

§ 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 insgesamt 18 Monate nicht überschreiten. Die§ 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 insgesamt 18 Monate nicht überschreiten. Die

Sätze 1 bis 3 sind entsprechend auf Familienangehörige des AusländersSätze 1 bis 3 sind entsprechend auf Familienangehörige des Ausländers

anzuwenden, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30 oder 32 erteiltanzuwenden, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 30 oder 32 erteilt

wurde.wurde.

§ 9c Lebensunterhalt§ 9c Lebensunterhalt



Feste und regelmäßige Einkünfte im Sinne des § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2Feste und regelmäßige Einkünfte im Sinne des § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2

liegen in der Regel vor, wennliegen in der Regel vor, wenn

1. der Ausländer seine steuerlichen Verpflichtungen erfüllt hat,1. der Ausländer seine steuerlichen Verpflichtungen erfüllt hat,

2. der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebender Ehegatte im2. der Ausländer oder sein mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebender Ehegatte im

In- oder Ausland Beiträge oder Aufwendungen für eine angemesseneIn- oder Ausland Beiträge oder Aufwendungen für eine angemessene

Altersversorgung geleistet hat, soweit er hieran nicht durch eine körperliche,Altersversorgung geleistet hat, soweit er hieran nicht durch eine körperliche,

geistige oder seelische Krankheit oder Behinderung gehindert war,geistige oder seelische Krankheit oder Behinderung gehindert war,

3. der Ausländer und seine mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebenden3. der Ausländer und seine mit ihm in familiärer Gemeinschaft lebenden

Angehörigen gegen das Risiko der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit durch dieAngehörigen gegen das Risiko der Krankheit und der Pflegebedürftigkeit durch die

gesetzliche Krankenversicherung oder einen im Wesentlichen gleichwertigen,gesetzliche Krankenversicherung oder einen im Wesentlichen gleichwertigen,

unbefristeten oder sich automatisch verlängernden Versicherungsschutzunbefristeten oder sich automatisch verlängernden Versicherungsschutz

abgesichert sind undabgesichert sind und

4. der Ausländer, der seine regelmäßigen Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit4. der Ausländer, der seine regelmäßigen Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit

bezieht, zu der Erwerbstätigkeit berechtigt ist und auch über die anderen dafürbezieht, zu der Erwerbstätigkeit berechtigt ist und auch über die anderen dafür

erforderlichen Erlaubnisse verfügt.erforderlichen Erlaubnisse verfügt.

Bei Ehegatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, genügt es, wenn dieBei Ehegatten, die in ehelicher Lebensgemeinschaft leben, genügt es, wenn die

Voraussetzung nach Satz 1 Nr. 4 durch einen Ehegatten erfüllt wird. Als BeiträgeVoraussetzung nach Satz 1 Nr. 4 durch einen Ehegatten erfüllt wird. Als Beiträge

oder Aufwendungen, die nach Satz 1 Nr. 2 erforderlich sind, werden keine höherenoder Aufwendungen, die nach Satz 1 Nr. 2 erforderlich sind, werden keine höheren

Beiträge oder Aufwendungen verlangt, als es in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 vorgesehenBeiträge oder Aufwendungen verlangt, als es in § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 vorgesehen

ist.ist.

§ 10 Aufenthaltstitel bei Asylantrag§ 10 Aufenthaltstitel bei Asylantrag

(1) Einem Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, kann vor dem(1) Einem Ausländer, der einen Asylantrag gestellt hat, kann vor dem

bestandskräftigen Abschluss des Asylverfahrens ein Aufenthaltstitel außer in denbestandskräftigen Abschluss des Asylverfahrens ein Aufenthaltstitel außer in den

Fällen eines gesetzlichen Anspruchs nur mit Zustimmung der oberstenFällen eines gesetzlichen Anspruchs nur mit Zustimmung der obersten

Landesbehörde und nur dann erteilt werden, wenn wichtige Interessen derLandesbehörde und nur dann erteilt werden, wenn wichtige Interessen der

Bundesrepublik Deutschland es erfordern.Bundesrepublik Deutschland es erfordern.

(2) Ein nach der Einreise des Ausländers von der Ausländerbehörde erteilter oder(2) Ein nach der Einreise des Ausländers von der Ausländerbehörde erteilter oder

verlängerter Aufenthaltstitel kann nach den Vorschriften dieses Gesetzesverlängerter Aufenthaltstitel kann nach den Vorschriften dieses Gesetzes

ungeachtet des Umstandes verlängert werden, dass der Ausländer einenungeachtet des Umstandes verlängert werden, dass der Ausländer einen

Asylantrag gestellt hat.Asylantrag gestellt hat.

(3) Einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt worden ist oder(3) Einem Ausländer, dessen Asylantrag unanfechtbar abgelehnt worden ist oder

der seinen Asylantrag zurückgenommen hat, darf vor der Ausreise einder seinen Asylantrag zurückgenommen hat, darf vor der Ausreise ein

Aufenthaltstitel nur nach Maßgabe des Abschnitts 5 erteilt werden. Sofern derAufenthaltstitel nur nach Maßgabe des Abschnitts 5 erteilt werden. Sofern der

Asylantrag nach § 30 Abs. 3 Nummer 1 bis 6 des Asylgesetzes abgelehnt wurde,Asylantrag nach § 30 Abs. 3 Nummer 1 bis 6 des Asylgesetzes abgelehnt wurde,



darf vor der Ausreise kein Aufenthaltstitel erteilt werden. Die Sätze 1 und 2 findendarf vor der Ausreise kein Aufenthaltstitel erteilt werden. Die Sätze 1 und 2 finden

im Falle eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels keine Anwendung;im Falle eines Anspruchs auf Erteilung eines Aufenthaltstitels keine Anwendung;

Satz 2 ist ferner nicht anzuwenden, wenn der Ausländer die Voraussetzungen fürSatz 2 ist ferner nicht anzuwenden, wenn der Ausländer die Voraussetzungen für

die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 erfüllt.die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 erfüllt.

§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot§ 11 Einreise- und Aufenthaltsverbot

(1) Gegen einen Ausländer, der ausgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben(1) Gegen einen Ausländer, der ausgewiesen, zurückgeschoben oder abgeschoben

worden ist, ist ein Einreise- und Aufenthaltsverbot zu erlassen. Infolge desworden ist, ist ein Einreise- und Aufenthaltsverbot zu erlassen. Infolge des

Einreise- und Aufenthaltsverbots darf der Ausländer weder erneut in dasEinreise- und Aufenthaltsverbots darf der Ausländer weder erneut in das

Bundesgebiet einreisen noch sich darin aufhalten noch darf ihm, selbst im FalleBundesgebiet einreisen noch sich darin aufhalten noch darf ihm, selbst im Falle

eines Anspruchs nach diesem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt werden.eines Anspruchs nach diesem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt werden.

(2) Im Falle der Ausweisung ist das Einreise- und Aufenthaltsverbot gemeinsam mit(2) Im Falle der Ausweisung ist das Einreise- und Aufenthaltsverbot gemeinsam mit

der Ausweisungsverfügung zu erlassen. Ansonsten soll das Einreise- undder Ausweisungsverfügung zu erlassen. Ansonsten soll das Einreise- und

Aufenthaltsverbot mit der Abschiebungsandrohung oder AbschiebungsanordnungAufenthaltsverbot mit der Abschiebungsandrohung oder Abschiebungsanordnung

nach § 58a unter der aufschiebenden Bedingung der Ab- oder Zurückschiebungnach § 58a unter der aufschiebenden Bedingung der Ab- oder Zurückschiebung

und spätestens mit der Ab- oder Zurückschiebung erlassen werden. Das Einreise-und spätestens mit der Ab- oder Zurückschiebung erlassen werden. Das Einreise-

und Aufenthaltsverbot ist bei seinem Erlass von Amts wegen zu befristen. Die Fristund Aufenthaltsverbot ist bei seinem Erlass von Amts wegen zu befristen. Die Frist

beginnt mit der Ausreise. Die Befristung kann zur Abwehr einer Gefahr für diebeginnt mit der Ausreise. Die Befristung kann zur Abwehr einer Gefahr für die

öffentliche Sicherheit und Ordnung mit einer Bedingung versehen werden,öffentliche Sicherheit und Ordnung mit einer Bedingung versehen werden,

insbesondere einer nachweislichen Straf- oder Drogenfreiheit. Tritt die Bedingunginsbesondere einer nachweislichen Straf- oder Drogenfreiheit. Tritt die Bedingung

bis zum Ablauf der Frist nicht ein, gilt eine von Amts wegen zusammen mit derbis zum Ablauf der Frist nicht ein, gilt eine von Amts wegen zusammen mit der

Befristung nach Satz 5 angeordnete längere Befristung.Befristung nach Satz 5 angeordnete längere Befristung.

(3) Über die Länge der Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots wird nach(3) Über die Länge der Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots wird nach

Ermessen entschieden. Sie darf außer in den Fällen der Absätze 5 bis 5b fünfErmessen entschieden. Sie darf außer in den Fällen der Absätze 5 bis 5b fünf

Jahre nicht überschreiten.Jahre nicht überschreiten.

(4) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot kann zur Wahrung schutzwürdiger Belange(4) Das Einreise- und Aufenthaltsverbot kann zur Wahrung schutzwürdiger Belange

des Ausländers oder, soweit es der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbotsdes Ausländers oder, soweit es der Zweck des Einreise- und Aufenthaltsverbots

nicht mehr erfordert, aufgehoben oder die Frist des Einreise- undnicht mehr erfordert, aufgehoben oder die Frist des Einreise- und

Aufenthaltsverbots verkürzt werden. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot sollAufenthaltsverbots verkürzt werden. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot soll

aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung einesaufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen für die Erteilung eines

Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 vorliegen. Bei der Entscheidung überAufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 vorliegen. Bei der Entscheidung über

die Verkürzung der Frist oder die Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots,die Verkürzung der Frist oder die Aufhebung des Einreise- und Aufenthaltsverbots,

das zusammen mit einer Ausweisung erlassen wurde, ist zu berücksichtigen, ob derdas zusammen mit einer Ausweisung erlassen wurde, ist zu berücksichtigen, ob der

Ausländer seiner Ausreisepflicht innerhalb der ihm gesetzten AusreisefristAusländer seiner Ausreisepflicht innerhalb der ihm gesetzten Ausreisefrist

nachgekommen ist, es sei denn, der Ausländer war unverschuldet an der Ausreisenachgekommen ist, es sei denn, der Ausländer war unverschuldet an der Ausreise

gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist war nicht erheblich. Die Fristgehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist war nicht erheblich. Die Frist

des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann aus Gründen der öffentlichen Sicherheitdes Einreise- und Aufenthaltsverbots kann aus Gründen der öffentlichen Sicherheit



und Ordnung verlängert werden. Absatz 3 gilt entsprechend.und Ordnung verlängert werden. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Die Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll zehn Jahre nicht(5) Die Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll zehn Jahre nicht

überschreiten, wenn der Ausländer auf Grund einer strafrechtlichen Verurteilungüberschreiten, wenn der Ausländer auf Grund einer strafrechtlichen Verurteilung

ausgewiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwiegende Gefahr für dieausgewiesen worden ist oder wenn von ihm eine schwerwiegende Gefahr für die

öffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Absatz 4 gilt in diesen Fällenöffentliche Sicherheit und Ordnung ausgeht. Absatz 4 gilt in diesen Fällen

entsprechend.entsprechend.

(5a) Die Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll 20 Jahre betragen, wenn(5a) Die Frist des Einreise- und Aufenthaltsverbots soll 20 Jahre betragen, wenn

der Ausländer wegen eines Verbrechens gegen den Frieden, einesder Ausländer wegen eines Verbrechens gegen den Frieden, eines

Kriegsverbrechens oder eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit oder zurKriegsverbrechens oder eines Verbrechens gegen die Menschlichkeit oder zur

Abwehr einer Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder einerAbwehr einer Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder einer

terroristischen Gefahr ausgewiesen wurde. Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt in diesenterroristischen Gefahr ausgewiesen wurde. Absatz 4 Satz 4 und 5 gilt in diesen

Fällen entsprechend. Eine Verkürzung der Frist oder Aufhebung des Einreise- undFällen entsprechend. Eine Verkürzung der Frist oder Aufhebung des Einreise- und

Aufenthaltsverbots ist grundsätzlich ausgeschlossen. Die oberste LandesbehördeAufenthaltsverbots ist grundsätzlich ausgeschlossen. Die oberste Landesbehörde

kann im Einzelfall Ausnahmen hiervon zulassen.kann im Einzelfall Ausnahmen hiervon zulassen.

(5b) Wird der Ausländer auf Grund einer Abschiebungsanordnung nach § 58a aus(5b) Wird der Ausländer auf Grund einer Abschiebungsanordnung nach § 58a aus

dem Bundesgebiet abgeschoben, soll ein unbefristetes Einreise- unddem Bundesgebiet abgeschoben, soll ein unbefristetes Einreise- und

Aufenthaltsverbot erlassen werden. In den Fällen des Absatzes 5a oder wenn derAufenthaltsverbot erlassen werden. In den Fällen des Absatzes 5a oder wenn der

Ausländer wegen eines in § 54 Absatz 1 Nummer 1 genanntenAusländer wegen eines in § 54 Absatz 1 Nummer 1 genannten

Ausweisungsinteresses ausgewiesen worden ist, kann im Einzelfall einAusweisungsinteresses ausgewiesen worden ist, kann im Einzelfall ein

unbefristetes Einreise- und Aufenthaltsverbot erlassen werden. Absatz 5a Satz 3unbefristetes Einreise- und Aufenthaltsverbot erlassen werden. Absatz 5a Satz 3

und 4 gilt entsprechend.und 4 gilt entsprechend.

(5c) Die Behörde, die die Ausweisung, die Abschiebungsandrohung oder die(5c) Die Behörde, die die Ausweisung, die Abschiebungsandrohung oder die

Abschiebungsanordnung nach § 58a erlässt, ist auch für den Erlass und dieAbschiebungsanordnung nach § 58a erlässt, ist auch für den Erlass und die

erstmalige Befristung des damit zusammenhängenden Einreise- understmalige Befristung des damit zusammenhängenden Einreise- und

Aufenthaltsverbots zuständig.Aufenthaltsverbots zuständig.

(6) Gegen einen Ausländer, der seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm(6) Gegen einen Ausländer, der seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm

gesetzten Ausreisefrist nachgekommen ist, kann ein Einreise- undgesetzten Ausreisefrist nachgekommen ist, kann ein Einreise- und

Aufenthaltsverbot angeordnet werden, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldetAufenthaltsverbot angeordnet werden, es sei denn, der Ausländer ist unverschuldet

an der Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nichtan der Ausreise gehindert oder die Überschreitung der Ausreisefrist ist nicht

erheblich. Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4erheblich. Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4

Satz 1, 2 und 4 gelten entsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mitSatz 1, 2 und 4 gelten entsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mit

seiner Anordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise-seiner Anordnung nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise-

und Aufenthaltsverbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Imund Aufenthaltsverbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Im

Übrigen soll die Frist drei Jahre nicht überschreiten. Ein Einreise- undÜbrigen soll die Frist drei Jahre nicht überschreiten. Ein Einreise- und

Aufenthaltsverbot wird nicht angeordnet, wenn Gründe für eine vorübergehendeAufenthaltsverbot wird nicht angeordnet, wenn Gründe für eine vorübergehende

Aussetzung der Abschiebung nach § 60a vorliegen, die der Ausländer nichtAussetzung der Abschiebung nach § 60a vorliegen, die der Ausländer nicht



verschuldet hat.verschuldet hat.

(7) Gegen einen Ausländer,(7) Gegen einen Ausländer,

1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 des Asylgesetzes als offensichtlich1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 1 des Asylgesetzes als offensichtlich

unbegründet abgelehnt wurde, dem kein subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, dasunbegründet abgelehnt wurde, dem kein subsidiärer Schutz zuerkannt wurde, das

Vorliegen der Voraussetzungen für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5Vorliegen der Voraussetzungen für ein Abschiebungsverbot nach § 60 Absatz 5

oder 7 nicht festgestellt wurde und der keinen Aufenthaltstitel besitzt oderoder 7 nicht festgestellt wurde und der keinen Aufenthaltstitel besitzt oder

2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a des Asylgesetzes wiederholt nicht zur2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a des Asylgesetzes wiederholt nicht zur

Durchführung eines weiteren Asylverfahrens geführt hat,Durchführung eines weiteren Asylverfahrens geführt hat,

kann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein Einreise- undkann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein Einreise- und

Aufenthaltsverbot anordnen. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird mitAufenthaltsverbot anordnen. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot wird mit

Bestandskraft der Entscheidung über den Asylantrag wirksam. Absatz 1 Satz 2,Bestandskraft der Entscheidung über den Asylantrag wirksam. Absatz 1 Satz 2,

Absatz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 geltenAbsatz 2 Satz 3 bis 6, Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 gelten

entsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anordnung nachentsprechend. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anordnung nach

Satz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise- und AufenthaltsverbotsSatz 1 zu befristen. Bei der ersten Anordnung des Einreise- und Aufenthaltsverbots

nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Im Übrigen soll die Frist dreinach Satz 1 soll die Frist ein Jahr nicht überschreiten. Im Übrigen soll die Frist drei

Jahre nicht überschreiten. Über die Aufhebung, Verlängerung oder VerkürzungJahre nicht überschreiten. Über die Aufhebung, Verlängerung oder Verkürzung

entscheidet die zuständige Ausländerbehörde.entscheidet die zuständige Ausländerbehörde.

(8) Vor Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann dem Ausländer(8) Vor Ablauf des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann dem Ausländer

ausnahmsweise erlaubt werden, das Bundesgebiet kurzfristig zu betreten, wennausnahmsweise erlaubt werden, das Bundesgebiet kurzfristig zu betreten, wenn

zwingende Gründe seine Anwesenheit erfordern oder die Versagung der Erlaubniszwingende Gründe seine Anwesenheit erfordern oder die Versagung der Erlaubnis

eine unbillige Härte bedeuten würde. Im Falle der Absätze 5a und 5b ist für dieeine unbillige Härte bedeuten würde. Im Falle der Absätze 5a und 5b ist für die

Entscheidung die oberste Landesbehörde zuständig.Entscheidung die oberste Landesbehörde zuständig.

(9) Reist ein Ausländer entgegen einem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das(9) Reist ein Ausländer entgegen einem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das

Bundesgebiet ein, wird der Ablauf einer festgesetzten Frist für die Dauer desBundesgebiet ein, wird der Ablauf einer festgesetzten Frist für die Dauer des

Aufenthalts im Bundesgebiet gehemmt. Die Frist kann in diesem Fall verlängertAufenthalts im Bundesgebiet gehemmt. Die Frist kann in diesem Fall verlängert

werden, längstens jedoch um die Dauer der ursprünglichen Befristung. Derwerden, längstens jedoch um die Dauer der ursprünglichen Befristung. Der

Ausländer ist auf diese Möglichkeit bei der erstmaligen Befristung hinzuweisen. FürAusländer ist auf diese Möglichkeit bei der erstmaligen Befristung hinzuweisen. Für

eine nach Satz 2 verlängerte Frist gelten die Absätze 3 und 4 Satz 1 entsprechend.eine nach Satz 2 verlängerte Frist gelten die Absätze 3 und 4 Satz 1 entsprechend.

§ 12 Geltungsbereich; Nebenbestimmungen§ 12 Geltungsbereich; Nebenbestimmungen

(1) Der Aufenthaltstitel wird für das Bundesgebiet erteilt. Seine Gültigkeit nach den(1) Der Aufenthaltstitel wird für das Bundesgebiet erteilt. Seine Gültigkeit nach den

Vorschriften des Schengener Durchführungsübereinkommens für den Aufenthalt imVorschriften des Schengener Durchführungsübereinkommens für den Aufenthalt im

Hoheitsgebiet der Vertragsparteien bleibt unberührt.Hoheitsgebiet der Vertragsparteien bleibt unberührt.

(2) Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und(2) Das Visum und die Aufenthaltserlaubnis können mit Bedingungen erteilt und

verlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondereverlängert werden. Sie können, auch nachträglich, mit Auflagen, insbesondere



einer räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann dieeiner räumlichen Beschränkung, verbunden werden. Insbesondere kann die

Aufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden, wennAufenthaltserlaubnis mit einer räumlichen Beschränkung versehen werden, wenn

ein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a besteht und diesein Ausweisungsinteresse nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 oder 1a besteht und dies

erforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu lösen, welches dieerforderlich ist, um den Ausländer aus einem Umfeld zu lösen, welches die

wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt.wiederholte Begehung erheblicher Straftaten begünstigt.

(3) Ein Ausländer hat den Teil des Bundesgebiets, in dem er sich ohne Erlaubnis(3) Ein Ausländer hat den Teil des Bundesgebiets, in dem er sich ohne Erlaubnis

der Ausländerbehörde einer räumlichen Beschränkung zuwider aufhält,der Ausländerbehörde einer räumlichen Beschränkung zuwider aufhält,

unverzüglich zu verlassen.unverzüglich zu verlassen.

(4) Der Aufenthalt eines Ausländers, der keines Aufenthaltstitels bedarf, kann(4) Der Aufenthalt eines Ausländers, der keines Aufenthaltstitels bedarf, kann

zeitlich und räumlich beschränkt sowie von Bedingungen und Auflagen abhängigzeitlich und räumlich beschränkt sowie von Bedingungen und Auflagen abhängig

gemacht werden.gemacht werden.

(5) Die Ausländerbehörde kann dem Ausländer das Verlassen des auf der(5) Die Ausländerbehörde kann dem Ausländer das Verlassen des auf der

Grundlage dieses Gesetzes beschränkten Aufenthaltsbereichs erlauben. DieGrundlage dieses Gesetzes beschränkten Aufenthaltsbereichs erlauben. Die

Erlaubnis ist zu erteilen, wenn hieran ein dringendes öffentliches Interesse besteht,Erlaubnis ist zu erteilen, wenn hieran ein dringendes öffentliches Interesse besteht,

zwingende Gründe es erfordern oder die Versagung der Erlaubnis eine unbilligezwingende Gründe es erfordern oder die Versagung der Erlaubnis eine unbillige

Härte bedeuten würde. Der Ausländer kann Termine bei Behörden und Gerichten,Härte bedeuten würde. Der Ausländer kann Termine bei Behörden und Gerichten,

bei denen sein persönliches Erscheinen erforderlich ist, ohne Erlaubnisbei denen sein persönliches Erscheinen erforderlich ist, ohne Erlaubnis

wahrnehmen.wahrnehmen.

§ 12a Wohnsitzregelung§ 12a Wohnsitzregelung

(1) Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der(1) Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der

Bundesrepublik Deutschland ist ein Ausländer, der als Asylberechtigter, FlüchtlingBundesrepublik Deutschland ist ein Ausländer, der als Asylberechtigter, Flüchtling

im Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär Schutzberechtigter imim Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär Schutzberechtigter im

Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes anerkannt worden ist oder dem nach §Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes anerkannt worden ist oder dem nach §

22, § 23 oder § 25 Absatz 3 erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist,22, § 23 oder § 25 Absatz 3 erstmalig eine Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist,

verpflichtet, für den Zeitraum von drei Jahren ab Anerkennung oder Erteilung derverpflichtet, für den Zeitraum von drei Jahren ab Anerkennung oder Erteilung der

Aufenthaltserlaubnis in dem Land seinen gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) zuAufenthaltserlaubnis in dem Land seinen gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) zu

nehmen, in das er zur Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seinesnehmen, in das er zur Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines

Aufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist. Satz 1 findet keine Anwendung, wennAufnahmeverfahrens zugewiesen worden ist. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn

der Ausländer, sein Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder ein minderjährigesder Ausländer, sein Ehegatte, eingetragener Lebenspartner oder ein minderjähriges

lediges Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer Lebensgemeinschaft lebt,lediges Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer Lebensgemeinschaft lebt,

eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang voneine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einem Umfang von

mindestens 15 Stunden wöchentlich aufnimmt oder aufgenommen hat, durch diemindestens 15 Stunden wöchentlich aufnimmt oder aufgenommen hat, durch die

diese Person mindestens über ein Einkommen in Höhe des monatlichendiese Person mindestens über ein Einkommen in Höhe des monatlichen

durchschnittlichen Bedarfs nach den §§ 20 und 22 des Zweiten Buchesdurchschnittlichen Bedarfs nach den §§ 20 und 22 des Zweiten Buches

Sozialgesetzbuch für eine Einzelperson verfügt, oder eine BerufsausbildungSozialgesetzbuch für eine Einzelperson verfügt, oder eine Berufsausbildung

aufnimmt oder aufgenommen hat oder in einem Studien- oderaufnimmt oder aufgenommen hat oder in einem Studien- oder



Ausbildungsverhältnis steht. Die Frist nach Satz 1 kann um den Zeitraum verlängertAusbildungsverhältnis steht. Die Frist nach Satz 1 kann um den Zeitraum verlängert

werden, für den der Ausländer seiner nach Satz 1 bestehenden Verpflichtung nichtwerden, für den der Ausländer seiner nach Satz 1 bestehenden Verpflichtung nicht

nachkommt. Fallen die Gründe nach Satz 2 innerhalb von drei Monaten weg, wirktnachkommt. Fallen die Gründe nach Satz 2 innerhalb von drei Monaten weg, wirkt

die Verpflichtung zur Wohnsitznahme nach Satz 1 in dem Land fort, in das derdie Verpflichtung zur Wohnsitznahme nach Satz 1 in dem Land fort, in das der

Ausländer seinen Wohnsitz verlegt hat.Ausländer seinen Wohnsitz verlegt hat.

(1a) Wird ein Ausländer, dessen gewöhnlicher Aufenthalt durch eine Verteilungs-(1a) Wird ein Ausländer, dessen gewöhnlicher Aufenthalt durch eine Verteilungs-

oder Zuweisungsentscheidung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch bestimmtoder Zuweisungsentscheidung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch bestimmt

wird, volljährig, findet ab Eintritt der Volljährigkeit Absatz 1 Anwendung; diewird, volljährig, findet ab Eintritt der Volljährigkeit Absatz 1 Anwendung; die

Wohnsitzverpflichtung erwächst in dem Land, in das er zuletzt durch Verteilungs-Wohnsitzverpflichtung erwächst in dem Land, in das er zuletzt durch Verteilungs-

oder Zuweisungsentscheidung zugewiesen wurde. Die bis zur Volljährigkeitoder Zuweisungsentscheidung zugewiesen wurde. Die bis zur Volljährigkeit

verbrachte Aufenthaltszeit ab Anerkennung als Asylberechtigter, Flüchtling imverbrachte Aufenthaltszeit ab Anerkennung als Asylberechtigter, Flüchtling im

Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär Schutzberechtigter imSinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär Schutzberechtigter im

Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes oder nach erstmaliger Erteilung einesSinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes oder nach erstmaliger Erteilung eines

Aufenthaltstitels nach den §§ 22, 23 oder 25 Absatz 3 wird auf die Frist nachAufenthaltstitels nach den §§ 22, 23 oder 25 Absatz 3 wird auf die Frist nach

Absatz 1 Satz 1 angerechnet.Absatz 1 Satz 1 angerechnet.

(2) Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt und der in einer(2) Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt und der in einer

Aufnahmeeinrichtung oder anderen vorübergehenden Unterkunft wohnt, kannAufnahmeeinrichtung oder anderen vorübergehenden Unterkunft wohnt, kann

innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung oder Aufnahme längstens bis zuminnerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung oder Aufnahme längstens bis zum

Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist zu seiner Versorgung mit angemessenemAblauf der nach Absatz 1 geltenden Frist zu seiner Versorgung mit angemessenem

Wohnraum verpflichtet werden, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zuWohnraum verpflichtet werden, seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zu

nehmen, wenn dies der Förderung seiner nachhaltigen Integration in dienehmen, wenn dies der Förderung seiner nachhaltigen Integration in die

Lebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland nicht entgegensteht. SoweitLebensverhältnisse der Bundesrepublik Deutschland nicht entgegensteht. Soweit

im Einzelfall eine Zuweisung angemessenen Wohnraums innerhalb von sechsim Einzelfall eine Zuweisung angemessenen Wohnraums innerhalb von sechs

Monaten nicht möglich war, kann eine Zuweisung nach Satz 1 innerhalb vonMonaten nicht möglich war, kann eine Zuweisung nach Satz 1 innerhalb von

einmalig weiteren sechs Monaten erfolgen.einmalig weiteren sechs Monaten erfolgen.

(3) Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der(3) Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse der

Bundesrepublik Deutschland kann ein Ausländer, der der Verpflichtung nach AbsatzBundesrepublik Deutschland kann ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz

1 unterliegt, innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung oder erstmaliger1 unterliegt, innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung oder erstmaliger

Erteilung der Aufenthaltserlaubnis verpflichtet werden, längstens bis zum AblaufErteilung der Aufenthaltserlaubnis verpflichtet werden, längstens bis zum Ablauf

der nach Absatz 1 geltenden Frist seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zuder nach Absatz 1 geltenden Frist seinen Wohnsitz an einem bestimmten Ort zu

nehmen, wenn dadurchnehmen, wenn dadurch

1. seine Versorgung mit angemessenem Wohnraum,1. seine Versorgung mit angemessenem Wohnraum,

2. sein Erwerb hinreichender mündlicher Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus2. sein Erwerb hinreichender mündlicher Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus

A2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen undA2 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen und

3. unter Berücksichtigung der örtlichen Lage am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt die3. unter Berücksichtigung der örtlichen Lage am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt die



Aufnahme einer ErwerbstätigkeitAufnahme einer Erwerbstätigkeit

erleichtert werden kann. Bei der Entscheidung nach Satz 1 können zudemerleichtert werden kann. Bei der Entscheidung nach Satz 1 können zudem

besondere örtliche, die Integration fördernde Umstände berücksichtigt werden,besondere örtliche, die Integration fördernde Umstände berücksichtigt werden,

insbesondere die Verfügbarkeit von Bildungs- und Betreuungsangeboten fürinsbesondere die Verfügbarkeit von Bildungs- und Betreuungsangeboten für

minderjährige Kinder und Jugendliche.minderjährige Kinder und Jugendliche.

(4) Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt, kann zur(4) Ein Ausländer, der der Verpflichtung nach Absatz 1 unterliegt, kann zur

Vermeidung von sozialer und gesellschaftlicher Ausgrenzung bis zum Ablauf derVermeidung von sozialer und gesellschaftlicher Ausgrenzung bis zum Ablauf der

nach Absatz 1 geltenden Frist auch verpflichtet werden, seinen Wohnsitz nicht annach Absatz 1 geltenden Frist auch verpflichtet werden, seinen Wohnsitz nicht an

einem bestimmten Ort zu nehmen, insbesondere wenn zu erwarten ist, dass dereinem bestimmten Ort zu nehmen, insbesondere wenn zu erwarten ist, dass der

Ausländer Deutsch dort nicht als wesentliche Verkehrssprache nutzen wird. DieAusländer Deutsch dort nicht als wesentliche Verkehrssprache nutzen wird. Die

Situation des dortigen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes ist bei der Entscheidung zuSituation des dortigen Ausbildungs- und Arbeitsmarktes ist bei der Entscheidung zu

berücksichtigen.berücksichtigen.

(5) Eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 ist auf Antrag(5) Eine Verpflichtung oder Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 ist auf Antrag

des Ausländers aufzuheben,des Ausländers aufzuheben,

1. wenn der Ausländer nachweist, dass in den Fällen einer Verpflichtung oder1. wenn der Ausländer nachweist, dass in den Fällen einer Verpflichtung oder

Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle einerZuweisung nach den Absätzen 1 bis 3 an einem anderen Ort, oder im Falle einer

Verpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz nicht nehmenVerpflichtung nach Absatz 4 an dem Ort, an dem er seinen Wohnsitz nicht nehmen

darf,darf,

a) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einema) ihm oder seinem Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder einem

minderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärerminderjährigen ledigen Kind, mit dem er verwandt ist und in familiärer

Lebensgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung imLebensgemeinschaft lebt, eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung im

Sinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt sicherndes Einkommen oderSinne von Absatz 1 Satz 2, ein den Lebensunterhalt sicherndes Einkommen oder

ein Ausbildungs- oder Studienplatz zur Verfügung steht oderein Ausbildungs- oder Studienplatz zur Verfügung steht oder

b) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges lediges Kind,b) der Ehegatte, eingetragene Lebenspartner oder ein minderjähriges lediges Kind,

mit dem er verwandt ist und mit dem er zuvor in familiärer Lebensgemeinschaftmit dem er verwandt ist und mit dem er zuvor in familiärer Lebensgemeinschaft

gelebt hat, an einem anderen Wohnort leben,gelebt hat, an einem anderen Wohnort leben,

2. zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn2. zur Vermeidung einer Härte; eine Härte liegt insbesondere vor, wenn

a) nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes Leistungen und Maßnahmena) nach Einschätzung des zuständigen Jugendamtes Leistungen und Maßnahmen

der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch mitder Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch mit

Ortsbezug beeinträchtigt würden,Ortsbezug beeinträchtigt würden,

b) aus anderen dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch einb) aus anderen dringenden persönlichen Gründen die Übernahme durch ein

anderes Land zugesagt wurde oderanderes Land zugesagt wurde oder

c) für den Betroffenen aus sonstigen Gründen vergleichbare unzumutbarec) für den Betroffenen aus sonstigen Gründen vergleichbare unzumutbare

Einschränkungen entstehen.Einschränkungen entstehen.



Fallen die Aufhebungsgründe nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a innerhalb vonFallen die Aufhebungsgründe nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a innerhalb von

drei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung weg, wirkt die Verpflichtung zurdrei Monaten ab Bekanntgabe der Aufhebung weg, wirkt die Verpflichtung zur

Wohnsitznahme nach Absatz 1 Satz 1 in dem Land fort, in das der AusländerWohnsitznahme nach Absatz 1 Satz 1 in dem Land fort, in das der Ausländer

seinen Wohnsitz verlegt hat. Im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 2 istseinen Wohnsitz verlegt hat. Im Fall einer Aufhebung nach Satz 1 Nummer 2 ist

dem Ausländer, längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist, einedem Ausländer, längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 geltenden Frist, eine

Verpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse RechnungVerpflichtung nach Absatz 3 oder 4 aufzuerlegen, die seinem Interesse Rechnung

trägt.trägt.

(6) Bei einem Familiennachzug zu einem Ausländer, der einer Verpflichtung oder(6) Bei einem Familiennachzug zu einem Ausländer, der einer Verpflichtung oder

Zuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 unterliegt, gilt die Verpflichtung oderZuweisung nach den Absätzen 1 bis 4 unterliegt, gilt die Verpflichtung oder

Zuweisung längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 für den AusländerZuweisung längstens bis zum Ablauf der nach Absatz 1 für den Ausländer

geltenden Frist auch für den nachziehenden Familienangehörigen, soweit diegeltenden Frist auch für den nachziehenden Familienangehörigen, soweit die

zuständige Behörde nichts anderes angeordnet hat. Absatz 5 gilt für diezuständige Behörde nichts anderes angeordnet hat. Absatz 5 gilt für die

nachziehenden Familienangehörigen entsprechend.nachziehenden Familienangehörigen entsprechend.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Ausländer, deren Anerkennung oder(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für Ausländer, deren Anerkennung oder

erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Sinne des Absatzes 1 vor dem 1.erstmalige Erteilung der Aufenthaltserlaubnis im Sinne des Absatzes 1 vor dem 1.

Januar 2016 erfolgte.Januar 2016 erfolgte.

(8) Widerspruch und Klage gegen Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 4(8) Widerspruch und Klage gegen Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 4

haben keine aufschiebende Wirkung.haben keine aufschiebende Wirkung.

(9) Die Länder können im Hinblick auf Ausländer, die der Verpflichtung nach Absatz(9) Die Länder können im Hinblick auf Ausländer, die der Verpflichtung nach Absatz

1 unterliegen, hinsichtlich Organisation, Verfahren und angemessenen Wohnraums1 unterliegen, hinsichtlich Organisation, Verfahren und angemessenen Wohnraums

durch Rechtsverordnung der Landesregierung oder andere landesrechtlichedurch Rechtsverordnung der Landesregierung oder andere landesrechtliche

Regelungen Näheres bestimmen zuRegelungen Näheres bestimmen zu

1. der Verteilung innerhalb des Landes nach Absatz 2,1. der Verteilung innerhalb des Landes nach Absatz 2,

2. dem Verfahren für Zuweisungen und Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 4,2. dem Verfahren für Zuweisungen und Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 4,

3. den Anforderungen an den angemessenen Wohnraum im Sinne der Absätze 2, 33. den Anforderungen an den angemessenen Wohnraum im Sinne der Absätze 2, 3

Nummer 1 und von Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie der Form seinesNummer 1 und von Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a sowie der Form seines

Nachweises,Nachweises,

4. der Art und Weise des Belegs einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung4. der Art und Weise des Belegs einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung

nach Absatz 1 Satz 2, eines den Lebensunterhalt sichernden Einkommens sowienach Absatz 1 Satz 2, eines den Lebensunterhalt sichernden Einkommens sowie

eines Ausbildungs- oder Studienplatzes im Sinne der Absätze 1 und 5 Satz 1eines Ausbildungs- oder Studienplatzes im Sinne der Absätze 1 und 5 Satz 1

Nummer 1 Buchstabe a,Nummer 1 Buchstabe a,

5. der Verpflichtung zur Aufnahme durch die zum Wohnort bestimmte Gemeinde5. der Verpflichtung zur Aufnahme durch die zum Wohnort bestimmte Gemeinde

und zu dem Aufnahmeverfahren.und zu dem Aufnahmeverfahren.

(10) § 12 Absatz 2 Satz 2 bleibt für wohnsitzbeschränkende Auflagen in besonders(10) § 12 Absatz 2 Satz 2 bleibt für wohnsitzbeschränkende Auflagen in besonders



begründeten Einzelfällen unberührt.begründeten Einzelfällen unberührt.


